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1. Einleitung 

Das vorliegende Merkblatt befasst sich mit den Arbeitsinstrumenten der Sozialhilfe und löst 

das Merkblatt «Kontrollen und Sanktionen in der Sozialhilfe» aus dem Jahr 2012 ab. Es 

beinhaltet Ausführungen zur Zusammenarbeit zwischen den Sozialhilfeorganen und den 

betroffenen Personen sowie zum Arbeitsinstrument der Auflage.1 Weiter wird aufgezeigt, 

welche Arbeitsinstrumente eingesetzt werden können, wenn die konsensuale 

Zusammenarbeit nicht zum gewünschten Ziel führt, nicht (mehr) möglich ist, oder wenn die 

erteilten Auflagen und andere Pflichten nicht eingehalten wurden. Ein weiterer Teil des 

Merkblatts befasst sich mit der Sanktionierung und erläutert, welche vorgelagerten 

Arbeitsinstrumente ergriffen werden können und welche Voraussetzungen dafür vorliegen 

müssen. Bei allen Arbeitsinstrumenten sind die jeweiligen Verfahrensschritte und -

vorschriften dargelegt. Abschliessend wird der unrechtmässige Leistungsbezug behandelt.  

Die Sozialhilfe ist in den kantonalen Sozialhilfegesetzen und –verordnungen geregelt, wobei 

die Grundsätze der Bundesverfassung zu beachten sind.2 Eine weitere Grundlage bilden die 

SKOS-Richtlinien. Die SKOS-Richtlinien dienen Kantonen und Gemeinden als Empfehlungen 

zur Ausgestaltung der Sozialhilfe und tragen so zu mehr Rechtssicherheit und 

Rechtsgleichheit in der Sozialhilfe bei. Sie werden zusammen mit den Kantonen, Gemeinden 

und Städten entwickelt und regelmässig revidiert. Durch die kantonale Gesetzgebung und 

die kommunale Rechtsetzung werden sie verbindlich.3  

Für die vorliegende Thematik finden folgende Gesetze, Verordnungen und Richtlinien 

Anwendung:  

Bundesverfassung 

Kantonale Sozialhilfegesetze 

Kantonale Sozialhilfeverordnungen 

Kantonale Datenschutzgesetze 

SKOS-Richtlinien  

 

Aufgrund der vorrangig geltenden kantonalen Regelungen können zum Teil vom Merkblatt 

abweichende Bestimmungen gelten. Dieses Merkblatt ist daher unter Vorbehalt 

abweichender kantonaler Regelungen zu lesen.  

  

 
1 Oft wird von Auflagen und Weisungen gesprochen. Die beiden Begriffe sind so ähnlich, dass sie synonym 

verwendet werden können. Im Folgenden wird, analog zu den Richtlinien, durchgehend von Auflagen 

gesprochen. 
2 Schneider, Die Ausschaffungsinitiative und ihre Auswirkungen auf das Sozialversicherungs- und 

Sozialhilferecht, S. 105 mit weiteren Hinweisen (Schneider, S.); Da die Sozialhilfe Teil der öffentlichen 

Verwaltung ist, sind die dort geltenden Verfahrensgrundsätze anzuwenden. 
3 https://skos.ch/skos-richtlinien/entstehung-und-bedeutung. 

https://skos.ch/skos-richtlinien/entstehung-und-bedeutung
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2. Auftrag und Ermessensspielraum 

Sozialhilfeorgane haben in ihrer täglichen Arbeit ein Doppelmandat. Sie orientieren sich zum 

einen am Wohl und der Realität der betroffenen Person, und sorgen für die 

Existenzsicherung. Dies stellt einen Kernauftrag der Sozialhilfe dar. Die drohende oder 

bestehende persönliche und/oder wirtschaftliche Notlage soll durch die Sozialhilfe 

gemildert, beseitigt oder verhindert werden. Die betroffene Person soll sich trotz ihrer 

finanziellen und persönlichen Lage sozial und beruflich integrieren können.4 

Auf der anderen Seite haben die Sozialhilfeorgane einen Auftrag des Staates bzw. der 

Gesellschaft ihre Arbeit nach der Kostengünstigkeit auszurichten. Sie haben sich an Personen 

zu orientieren, die armutsbetroffen sind, und ohne Unterstützung durch die Sozialhilfe 

leben. Dadurch befinden sich Mitarbeitende der Sozialhilfeorgane in einem 

Spannungsverhältnis zwischen den Interessen der betroffenen Person an möglichst 

optimalen Leistungen und der Arbeit an deren Problemen sowie den von Gesellschaft und 

Staat gesetzten Rahmenbedingungen, die anders gelagert sein können.  

Die Sozialhilfe ist das einzige soziale Sicherungssystem, welches sich vollumfänglich an den 

realen Gegebenheiten der betroffenen Person orientiert. Dazu ist ein entsprechender 

Ermessensspielraum der Behörden notwendig. Diese Spielräume muss das Sozialhilfeorgan 

pflichtgemäss ausschöpfen, indem es dort, wo es Ermessen hat, auch Ermessen ausübt.5   

Ermessen ist die Möglichkeit, unter Beachtung der gesetzlichen 

Bestimmungen, die Entscheide und Handlungen der Sozialhilfeorgane 

an die aktuellen und individuellen Gegebenheiten anzupassen.  

 

Der Ermessensspielraum in der täglichen Arbeit der Sozialhilfeorgane stellt eine 

anspruchsvolle Aufgabe dar und eröffnet gleichzeitig wertvolle Möglichkeiten. Er erlaubt es, 

den Menschen in den Mittelpunkt zu stellen und individuelle Lebenslagen sowie persönliche 

Ressourcen gezielt in die Entscheide des Sozialhilfeorgans einzubeziehen. Um einen 

Ermessensentscheid zu treffen, bedarf es einer sorgfältigen Abklärung der Situation der 

betroffenen Person.  

3. Zusammenarbeit  

Für viele Betroffene ist der Bezug von Sozialhilfe nach wie vor mit einer gewissen Scham 

verbunden. Hinzu kommt die ungewohnte und umfangreiche Offenlegung der finanziellen 

und persönlichen Umstände. Wichtig ist daher, stets so weit möglich die Eigenständigkeit 

der betroffenen Person zu wahren. Die verschiedenen methodischen Ansätze der 

 
4 Schneider, S. 96. 
5 SKOS-RL A 4.1 Abs. 4-7. 
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Gesprächsführung als wichtiges Element der Sozialen Arbeit kann die Zusammenarbeit 

stärken.  

Die betroffene Person ist miteinzubeziehen und soll in möglichst vielen 

Bereichen mitwirken können. Mittels Gesprächsführung kann das 

Fachwissen der sozialen Arbeit genutzt und die Akzeptanz der Arbeit 

der Sozialhilfeorgane verbessert werden.6  

3.1. Konsensorientierung 

Die Sozialhilfeorgane empfangen die betroffenen Personen 

unvoreingenommen und in Achtung der persönlichen Umstände. Die 

Unterstützung der Betroffenen erfolgt auf Augenhöhe, die 

Zusammenarbeit soll, wenn immer möglich, auf Grundlage des 

Konsenses beruhen.  

 

Konsensuale Elemente sind den Auflagen grundsätzlich vorgelagert. Wenn möglich sollen 

zwischen dem Sozialhilfeorgan und der betroffenen Person Zielvereinbarungen erarbeitet 

werden. 7  

Persönliche Lebensentwürfe und Bedürfnisse sind so weit wie möglich zu berücksichtigen. 

Der betroffenen Person ist genügend Raum zu geben, um die eigene Sichtweise 

einzubringen. Eine gute Zusammenarbeit hilft, die individuelle Notlage durch Kooperation 

und professionelle Kommunikation angemessen zu erfassen und zu bearbeiten. 8 

Gemeinsam erarbeitete Abmachungen können die Motivation erhöhen. Sie ist eine wichtige 

Voraussetzung für einen erfolgreichen Beratungsprozess.  

3.2. Mitwirkungspflichten 

Grundsätzlich gilt im Sozialhilfeverfahren das Untersuchungsprinzip. Das bedeutet, dass das 

zuständige Sozialhilfeorgan den Sachverhalt von sich aus, also von Amtes wegen, abklären 

muss. Das Sozialhilfeorgan ist mit Unterstützung der betroffenen Person verantwortlich 

dafür, dass alle notwendigen Elemente für die Überprüfung des Sozialhilfeanspruchs 

vorliegen. Dies wird unter anderem erreicht, indem der betroffenen Person mitgeteilt wird, 

welche Unterlagen noch fehlen und beizubringen sind oder indem das Sozialhilfeorgan, 

wenn möglich und notwendig Unterlagen selbst besorgt.9 Die betroffene Person muss damit 

 
6 Häfelin/Müller/Uhlmann, Allgemeines Verwaltungsrecht, 8. Auflage, S. 406 (Häfelin/Müller/Uhlmann, S.).  
7 Die Zielvereinbarung ist ein eigenständiges Instrument und nicht als Zusatz zur Auflage zu verstehen.  
8 Wizent, Sozialhilferecht, S. 149. 
9 Häfelin/Müller/Uhlmann, S. 222. 
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zur Klärung des Sachverhalts beitragen, auch wenn das Untersuchungsprinzip gilt. 10  Sie 

kennt ihre persönliche und wirtschaftliche Situation am besten und kann darüber Auskunft 

geben. Dem Sozialhilfeorgan kommt im gesamten Prozess eine wichtige Moderationsrolle 

zu.11 

Ausgehend von der Kooperation sind auf Seiten der Betroffenen Pflichten zu erfüllen, damit 

die Leistungen (weiterhin) vollumfänglich ausgerichtet werden können.12 Dazu gehört die 

Auskunfts- und Meldepflicht.13 Im Rahmen der Beurteilung und Bemessung der Sozialhilfe, 

muss die betroffene Person wahrheitsgetreu Auskunft zu ihren persönlichen und 

wirtschaftlichen Verhältnissen geben und notwendige Belege einreichen (z.B. betr. 

Einkommens- und Vermögensverhältnisse, Grösse und Zusammensetzung des Haushalts, 

Familienverhältnisse, Gesundheitszustand, beruflicher Lebenslauf etc.). Die betroffene 

Person muss offenlegen, falls sie Ansprüche gegenüber Dritten hat. Dies können zum 

Beispiel ehelicher oder nachehelicher, allenfalls elterlicher Unterhalt sein oder Leistungen 

einer Sozialversicherung. Wird ein solcher Anspruch gegenüber Dritten festgestellt, ist die 

betroffene Person zu dessen Geltendmachung verpflichtet. Allenfalls ist sie dabei zu 

unterstützen.14  

Beispiel: Nach der umfassenden Sachverhaltsabklärung wird deutlich, dass die betroffene 

Person möglicherweise einen Anspruch auf Unterstützung durch eine Sozialversicherung 

hat. Ebenfalls wird ersichtlich, dass sie mit der Geltendmachung der Ansprüche überfordert 

ist. Sie wird daher bei der Geltendmachung und Durchsetzung der Ansprüche gegenüber der 

Sozialversicherung durch persönliche Hilfe unterstützt.  

Des Weiteren besteht eine Pflicht zur Minderung der Bedürftigkeit.15 Die betroffene Person 

ist verpflichtet, zur Minderung und Behebung der Bedürftigkeit nach ihren Kräften 

beizutragen. Der Unterstützungsbedarf ist möglichst gering zu halten. Der Fokus liegt darauf, 

möglichst rasch wieder wirtschaftlich selbstständig zu werden. 

 

 

 

 

 
10 Häfelin/Müller/Uhlmann, S. 223.  
11 Zobrist/Lehmann, Sanktionen in der Sozialhilfe, Eine erste Annäherung an den empirischen Forschungsstand 

zu den «Wirkungen» von Auflagen und Sanktionen in Wohlfahrtssystemen, S. 11 (Zobrist/Lehmann, S.). 
12 Schneider, S. 117.  
13 SKOS-RL A.4.1 Abs. 5. 
14 SKOS-RL A.4.1 Erläuterungen g); der Zugang zu Beratungsstellen wie der kommunalen bzw. kantonalen 

Ombudsstelle sowie unabhängigen Rechtsberatungsstelle sollte für Sozialhilfebeziehende unentgeltlich sein.  
15 SKOS-RL, A. 4.1 Abs. 8 lit. a-d. 
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Die verlangte Mitwirkung muss verhältnismässig sein. Das bedeutet, 

dass sie geeignet, erforderlich und zumutbar sein muss, um das 

angestrebte Ziel zu erreichen. Eine Massnahme ist geeignet, wenn mit 

ihr das angestrebte Ziel erreicht werden kann. Erforderlich ist sie, wenn 

keine mildere Mitwirkung verlangt werden kann. Zumutbar ist die 

verlangte Mitwirkung nur, wenn sie ein vernünftiges Verhältnis 

zwischen dem angestrebten Ziel und dem Eingriff, den sie für die 

betroffene Person bedeutet, wahrt.16  

 

Im Einzelfall muss beurteilt werden, ob die Mitwirkung der betroffenen Person in der 

jeweiligen Situation verhältnismässig ist. Das Gleiche gilt für die Pflicht zur Minderung der 

Bedürftigkeit. Sofern es angebracht ist, werden die Betroffenen im Rahmen der persönlichen 

Hilfe mittels Beratung und Begleitung durch Mitarbeitende der Sozialhilfeorgane bei der 

Erfüllung ihrer Mitwirkungspflichten unterstützt. 

3.3. Mitwirkungsrechte 

Personen, die Sozialhilfe beziehen, haben Mitwirkungsrechte. Ein wichtiges Recht ist der 

Anspruch auf rechtliches Gehör. 17  Das bedeutet, dass die Betroffenen ein Recht darauf 

haben, in verständlicher und adressatengerechter Sprache18 informiert zu werden, bei der 

Sachverhaltsabklärung mitzuwirken, Anträge einzubringen, die geprüft werden, 

Akteneinsicht und einen begründeten Entscheid zu erhalten.  

Die Rechts- und Handlungsfähigkeit der betroffenen Person bleibt durch den 

Sozialhilfebezug unangetastet. 19  Wer Sozialhilfe bezieht, hat ein Recht auf Schutz der 

persönlichen Daten. Die notwendigen Daten dürfen nur im Rahmen der geltenden 

Datenschutzbestimmungen beschafft, bearbeitet und bekanntgegeben werden. 20 

Informationen, die für die Ausrichtung von Leistungen nicht relevant sind, müssen nicht 

offengelegt werden. 

  

 
16 Häfelin/Müller/Uhlmann, S. 121; vgl. zur Verhältnismässigkeit 4.1.2.2. 
17 Dazu ausführlich 4.2. 
18 Das kann eine Amtssprache sein, sofern notwendig ist zu prüfen, ob ein Dolmetscherdienst in Anspruch 

genommen werden sollte. Darauf besteht kein Rechtsanspruch, es kann aber für das Verfahren hilfreich sein.  
19 SKOS-RL A.4.1 Abs. 1. 
20 SKOS-RL A. 4.1 Abs. 3.  
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3.4. Zielvereinbarungen 

Mittels Kooperation zwischen dem Sozialhilfeorgan und der betroffenen Person sollen 

Massnahmen und Lösungen erarbeitet werden, zu deren Realisierung sich die Person 

freiwillig und formlos bereit erklärt.21 Dabei kann das Sozialhilfeorgan auf das Erstellen einer 

Auflage verzichten oder sie so ausgestalten, dass die Verpflichtungen dem entsprechen, was 

die betroffene Person akzeptieren kann.22  

Zielvereinbarungen sind mündliche23 oder schriftliche Abmachungen 

zwischen dem Sozialhilfeorgan und der betroffenen Person. Die Person 

geht die Zielvereinbarung freiwillig ein und kann bei der Ausgestaltung 

aktiv mitwirken.  

 

Zielvereinbarungen ermöglichen es, die Zusammenarbeit klar, verbindlich und transparent 

zu gestalten. 24  Diese Art der Zusammenarbeit fördert die Akzeptanz der vorhandenen 

Regelungen und stärkt die Verfahrensabläufe.25 Die Zielvereinbarung als Bestandteil der 

Hilfsprozessplanung legt zudem die auszuführenden Handlungen zwecks Erreichung des 

vereinbarten Ziels fest.26 Die Zielvereinbarung gibt dem Unterstützungsprozess eine klare 

Struktur und hilft beiden Parteien, den Überblick über die nächsten Schritte zu behalten. Die 

betroffene Person weiss, was von ihr erwartet wird und die Sozialhilfeorgane legen fest, 

welche Unterstützung sie leisten. Die gemeinsame Ausarbeitung wirkt sich positiv auf die 

Motivation aus und stärkt die Eigeninitiative und Selbstständigkeit. Die Zielvereinbarung 

dient als Referenz um Fortschritte regelmässig zu überprüfen und Ziele gegebenenfalls 

anzupassen.  

  

 
21 Zielvereinbarungen können auch im Rahmen der persönlichen Hilfe zugunsten einer betroffenen Person, die 

keinen Anspruch auf wirtschaftliche Hilfe hat, sinnvoll sein. Zu beachten ist, dass in diesen Fällen die 

persönliche Hilfe im Einvernehmen mit der betroffenen Person erfolgt und an kein spezielles Verfahren 

gebunden ist; siehe SKOS-RL B.3 Abs. 3. 
22 Häfelin/Müller/Uhlmann, S. 407. 
23 Mündliche Abmachungen sollten in der Akte mit einem schriftlichen Vermerk festgehalten werden.  
24 SKOS, Merkblatt Selbstständigerwerbende, S. 11. 
25 Häfelin/Müller/Uhlmann, S. 325.  
26 Kathrin Junker, Zielvereinbarungen als Dilemma in der Sozialhilfe, S. 28. 
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4. Auflagen 

Eine Auflage ist die Verpflichtung zu einem Tun, Dulden oder 

Unterlassen. Auflagen dürfen ausschliesslich während des 

Sozialhilfebezugs angeordnet werden. Zulässig sind nur Auflagen, die 

sozialhilferechtlichen Zwecken dienen. Das bedeutet, dass die Auflagen 

darauf abzielen müssen, die richtige Verwendung der Unterstützung zu 

gewährleisten oder dazu geeignet sein müssen, die Lage der 

betroffenen Person und ihrer Angehörigen zu verbessern. Sie müssen in 

einem Zusammenhang zur Hilfsbedürftigkeit und deren Ursachen 

stehen.27 

 

Die Auflagen sollen die wirtschaftliche und persönliche Selbstständigkeit fördern und/oder 

die zweckdienliche Verwendung der Sozialhilfegelder sicherstellen. 28  Sie zielen auf die 

Verbesserung der Lage der betroffenen Person ab, oder es sind verfahrensleitende 

Anordnungen, mit welchen beispielsweise die Informations- und Mitwirkungspflichten 

durchgesetzt werden sollen. Mit der individuell ausgestalteten Auflage wird festgelegt, wie 

und bis wann das angestrebte Ziel erreicht werden soll. Die Auflage dient bei Nichteinhalten 

als Grundlage für sozialhilferechtliche Massnahmen (z.B. Leistungskürzungen oder -

einstellung).29 Auf die mögliche Sanktion ist in der Auflage hinzuweisen. 

Beispiele: 

Mittels Auflage können die Sozialhilfebeziehenden aufgefordert werden:  

• Zur Klärung der Bedürftigkeit beizutragen (z.B. Einreichen von Dokumenten) 

• Arbeitsbemühungen einzureichen 

• Das Fahrzeug zu veräussern 

• Zu belegen, dass innert einer festgelegten Frist die selbstständige Erwerbstätigkeit 

wirtschaftlich wird oder eine Verbesserung der Einnahmen erreicht werden kann30 

• Eine günstigere Wohnung zu suchen 

• Eine günstigere Krankenversicherung abzuschliessen 

• Vorgelagerte Leistungen wie Stipendien oder Sozialversicherungsleistungen geltend 

zu machen 

• Die zweckentsprechende Verwendung der Sozialhilfe sicherzustellen 

 
27 Wizent, Sozialhilferecht, S. 333. 
28 SKOS-RL F.1; Zobrist/Lehmann, S. 2. 
29 SKOS, Merkblatt Selbstständigerwerbende, S. 11. 
30 Unterstützung für Selbstständigerwerbende, S. 7. 
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• Die wirtschaftliche und persönliche Selbstständigkeit zu fördern 

Unzulässig sind Auflagen, die sachlich nicht oder nicht eng mit dem sozialhilferechtlichen 

Unterstützungs- und Integrationsauftrag zusammenhängen.31  

Soweit Auflagen eine konkrete Verhaltensänderung der betroffenen Person anstreben, 

greifen sie – unterschiedlich stark – in deren Grundrechte ein. Dabei müssen die 

Voraussetzungen für eine Grundrechtseinschränkung erfüllt sein.32 Es ist zu berücksichtigen, 

dass sich die Auflage in Art und Umfang an den individuellen Ressourcen und den 

persönlichen Verhältnissen der betroffenen Person orientiert. So sind nicht alle betroffenen 

Personen in der Lage, einen aktiven Beitrag zur Minderung der Bedürftigkeit zu leisten. 

Gründe dafür können psychische oder physische Beeinträchtigungen, die familiäre oder 

persönliche Situation sein.33 

Beispiele:  

• Einer Person wird die Auflage erteilt, an qualifizierten Aus- und 

Weiterbildungsmassnahmen teilzunehmen. Aufgrund der Betreuungspflicht 

von zwei Kindern kann der Anwesenheitspflicht nicht nachgekommen werden. 

Vor der Erteilung der Auflage, hätte die Situation auch im Hinblick auf die 

Betreuung der Kinder abgeklärt werden müssen. Die betroffene Person kann die 

Auflage nicht erfüllen. In diesem Fall verursacht die Massnahme zwar Kosten, 

führt aber nicht zum erhofften Erfolg. Vielmehr birgt eine falsche Massnahme 

die Gefahr, sich negativ auf die Situation der betroffenen Person auszuwirken. 

Die Auflage ist daher unzulässig. 

• Eine Person lebt allein in einer Wohnung. Der Mietzins für diese Wohnung liegt 

über den Mietzinsrichtlinien. Der betroffenen Person wird eine Auflage erteilt. 

In den nächsten sechs Monaten soll sie eine Anzahl Suchbemühungen für eine 

günstiger Wohnmöglichkeit einreichen. Sollte sie in dieser Zeit keine neue 

Wohnung finden oder die Bemühungen nicht vorweisen, wird der über den 

Richtlinien liegende Anteil der Miete nicht weiter übernommen. Da keine 

Gründe vorliegen, die einem Wohnungswechsel entgegenstehen würden und 

die Wohnungssuche als verhältnismässig eingestuft werden kann, liegt eine 

zulässige Auflage vor. 

 
31 Wizent, Sozialhilferecht, S. 333.  
32 Vgl. Art. 36 BV; Bundesgerichtsurteil 8C_930/2015 vom 15.04.2016, E.6.3: «Die persönliche Freiheit im Sinne 

von Art. 10 Abs. 2 BV schützt neben der körperlichen und geistigen Integrität die Bewegungsfreiheit einer 

Person und statuiert das Recht, die wesentlichen Aspekte des Lebens selber zu gestalten.». 
33 SKOS-RL F.1 Erläuterung c). 

https://rl.skos.ch/lexoverview-home/lex-RL_F_1?effective-from=20210101
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4.1. Verfahren 

4.1.1. Vorprüfung 

Um zu entscheiden, ob eine Auflage erteilt werden soll, ist es sinnvoll zu prüfen, weshalb 

jemand die einvernehmlichen Abmachungen nicht eingehalten hat bzw. weshalb der 

einvernehmliche Weg nicht zielführend ist.  

Wenn jemand Abmachungen nicht eingeht oder nicht einhält, ist die individuelle Situation 

der betroffenen Person zu untersuchen. Es können diverse Problemstellungen vorliegen, 

welche die Betroffenen an der Erfüllung der einvernehmlichen Abmachungen hindern. Die 

nachfolgenden Fragestellungen sind sowohl in Bezug auf die Problemlage als auch 

betreffend Lösungsansätze beispielhaft zu verstehen:  

• Hat die betroffene Person wirklich verstanden, was von ihr erwartet wird, und 

ist sie in der Lage, die gestellten Aufgaben zu erfüllen? 

Es ist möglich, dass man zum Zeitpunkt der Abmachung davon ausgeht, dass die 

Beratungsperson und die betroffene Person dasselbe verstanden haben. Gegenteiliges kann 

sich herausstellen und die gegenseitigen Erwartungen müssen nochmals geklärt werden. Es 

kann aber auch sein, dass sprachliche und/oder kulturelle Verständigungsschwierigkeiten 

bestehen und deshalb die genauen Erwartungen nicht verstanden werden. In solchen Fällen 

kann der Beizug einer Vertrauensperson oder eines Dolmetschers bzw. einer Dolmetscherin 

als Unterstützung angezeigt sein. Hat die betroffene Person zwar verstanden, was sie tun 

sollte, ist aber mit der Aufgabe überfordert, z.B. weil ihr notwendige Fähigkeiten fehlen, 

können mit ihr zusammen geeignete Hilfestellungen geprüft werden.  

• Ist die Lebenslage, in der sich die betroffene Person befindet, derart belastend, 

dass ein eigentliches Hindernis für die Erfüllung der Abmachungen vorliegt? 

Betroffene Personen befinden sich häufig in sehr belastenden Lebenslagen. Diese binden 

Ressourcen und können die Fähigkeit, Anforderungen und Vereinbarungen zu erfüllen, 

beeinflussen oder beeinträchtigen. Hierzu gehören z.B. die Unsicherheit der Verlängerung 

einer Aufenthaltsbewilligung, Sorgen in Bezug auf die Schulbildung oder den 

Gesundheitszustand der Kinder oder Verschuldenssituationen. Das Wahrnehmen solcher 

Belastungen und eine Begleitung der betroffenen Person im Rahmen der persönlichen Hilfe 

oder - je nach Komplexität der Situation - auch mit Unterstützung eines spezialisierten 

Dienstes, kann einen positiven Einfluss auf die Fähigkeit der betroffenen Person haben und 

ermöglicht es, an weiteren individuellen Zielen zu arbeiten.  

• Liegt eine gesundheitliche Beeinträchtigung physischer oder psychischer Natur 

vor, die die betroffene Person daran hindert, Abmachungen einzuhalten? 

Gesundheitseinschränkungen, insbesondere psychische, sind bei Betroffenen häufiger als in 

der Gesamtbevölkerung.34 Die Gesundheitseinschränkung kann zu einem Anspruch auf eine 

 
34 Dorian Kessler (et al.): Gesundheit von Sozialhilfebeziehenden - Analysen zu Gesundheitszustand, - 

Verhalten, -Leistungsinanspruchnahme und Erwerbsintegration. Schlussbericht zuhanden Bundesamt für 
Gesundheit, 2021, S. 34.  

https://www.bag.admin.ch/dam/bag/de/dokumente/nat-gesundheitsstrategien/nat-programm-migration-und-gesundheit/chancengleichheit-in-der-gesundheitsversorgung/gesundheitsversorgung-fuer-armutsbetroffene/studie-gesundheit-von-sozialhilfebeziehenden.pdf.download.pdf/Studie%20Gesundheit%20von%20Sozialhilfebeziehenden.pdf
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IV-Leistung führen. Das ist aber nicht immer der Fall. Auch bei einer Ablehnung durch die IV 

kann eine Krankheit bestehen.35 Menschen mit psychischen Problemen können besondere 

Schwierigkeiten haben, ihren administrativen Verpflichtungen nachzukommen oder ein 

strukturiertes Integrationsprogramm zu absolvieren.36 Allenfalls sind sie nicht in der Lage, 

ihre Herausforderungen offenzulegen und sich adäquat zu verhalten, was zu schwierigen 

Situationen im Beratungskontext führen kann. Häufig führt die Androhung von Auflagen in 

solchen Situationen nicht zum gewünschten Erfolg, sondern verstärkt ein allfälliges 

nichtkonformes Verhalten der betroffenen Person. Vielfach wäre eine Auflage in einer 

solchen Situation wohl auch nicht rechtskonform.   

Auch somatische Erkrankungen müssen bei der Diskussion über die nächsten Schritte und 

die Ziele der Sozialhilfe angemessen berücksichtigt werden. Um Integration nachhaltig 

planen zu können, braucht es auch hier die Zusammenarbeit mit medizinischen 

Fachpersonen und Fachstellen. Es gibt verschiedene öffentliche oder private Fachstellen in 

mehreren Kantonen und Gemeinden, die psychisch beeinträchtigte Betroffene, bei ihrer 

sozialen und beruflichen Integration begleiten und die Sozialhilfeorgane bei diesem Prozess 

unterstützen. Bei Personen, die bei mehreren Institutionen anhängig sind, ist zu prüfen, ob 

im Rahmen der interinstitutionellen Zusammenarbeit Fachwissen gebündelt und die 

betroffene Person mit koordiniertem Vorgehen zielgerichtet unterstützt werden kann.  

• Kann eine konsensuale Lösung gefunden werden sodass auf eine Auflage 

verzichtet werden kann? 

• Kann anstatt einer Auflage eine Zielvereinbarung geschlossen werden? 

4.1.2. Rechtliche Prüfung 

4.1.2.1. Rechtliche Grundlage 

Auflagen müssen sich auf eine gesetzliche Grundlage stützten, welche in den kantonalen 

Sozialhilfegesetzen und den dazugehörigen Verordnungen zu finden ist. Die Auflage darf 

nicht sachfremd sein und muss einem Ziel der Sozialhilfe dienen.  

4.1.2.2. Verhältnismässigkeit 

Die Auflage muss immer verhältnismässig sein, d.h. sie muss geeignet, 

erforderlich und zumutbar sein.37 Eine Auflage ist geeignet, wenn mit 

ihr der verfolgte Zweck erfüllt werden kann. Erforderlich ist sie, wenn 

 
35 Die Krankheit oder das krank sein kann durch ein ärztliches Zeugnis belegt werden. Sofern das 

Krankheitsgefühl aus Sicht des Sozialhilfeorgans besteht, aber nicht ärztlich belegbar ist, muss eine Abwägung 

stattfinden, was von der Person gegebenenfalls auch mittels Auflage verlangt werden kann. Es kann je nach 

Situation aber auch eine vertrauensärztliche Abklärung verlangt oder die Teilnahme an einem der Abklärung 

dienenden Integrationsprogramm angeregt werden. 
36 Shirin Hatam: Inadaptation du système de soutien aux réalités intérieures de la maladie psychique, Artias 

Dossier des Monats April 2023, 26.02.2026.   
37 SKOS-RL F.1. 

https://artias.ch/wp-content/uploads/2023/04/Artias_Dossier_Avril2023_Inadaptation_du_systeme_de_soutien_aux_realites_interieures_de_la_maladie_psychique.pdf
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kein milderes Mittel zur Erreichung des angestrebten Ziels gewählt 

werden kann. Zumutbar ist sie, wenn das angestrebte Ziel in einem 

vernünftigen Verhältnis zu den Belastungen steht, die der betroffenen 

Person auferlegt werden.38  

 

a) Die Auflage muss geeignet sein, den verfolgten Zweck zu erfüllen.  
Es muss Klarheit darüber bestehen, welches Ziel mit der konkreten Auflage erfüllt werden 

soll. Zudem muss die Auflage zweckmässig sein, das konkrete Ziel muss also mit der Auflage 

erfüllbar bzw. erreichbar sein.  

Beispiel: Eine betroffene Person hat keine Arbeitsstelle.39 Es wird ihr die Auflage erteilt, eine 

Anstellung zu suchen und die entsprechenden Arbeitsbemühungen einzureichen. Die 

Auflage ist dann geeignet, wenn die betroffene Person genügend gesund und 

arbeitsmarktfähig ist, also mit ihren vorhandenen Kompetenzen die Möglichkeiten und 

Chancen hat, eine Stelle im aktuellen ersten Arbeitsmarkt zu finden. Ist sie für die 

Partizipation am Arbeitsmarkt nicht möglich, ist die Auflage nicht geeignet, den verfolgten 

Zweck zu erfüllen und somit unzulässig.40 

b) Die Auflage muss erforderlich sein 
Das bedeutet, dass ohne diese Auflage das verfolgte Ziel nicht erreichbar ist. Die Auflage 

muss also nötig sein. Rechtlich gesehen muss immer die mildeste noch wirksame 

Massnahme gewählt werden. Wenn das gleiche Resultat auch mit einer anderen 

Massnahme erreicht werden kann, die weniger stark in die persönliche Freiheit eingreift, ist 

die Auflage nicht erforderlich.  

Beispiel:  

• Eine neu in der Schweiz lebende Frau wird gemeinsam mit der Familie unterstützt. 

Sie möchte so schnell wie möglich eine Stelle finden, kann aber noch keine 

Landessprache. Sie freut sich über das Angebot des Sozialhilfeorgans, sie in einen 

Intensivsprachkurs zu vermitteln und füllt das Anmeldeformular sofort aus. Da die 

betroffene Person ihrer Mitwirkungspflicht bereits freiwillig und vollständig 

nachkommt, ist der Erlass einer Auflage zur Durchsetzung derselben nicht 

notwendig. Eine Auflage ist in dieser Situation nicht erforderlich und damit 

unzulässig.  

 

• Eine Einzelperson wohnt in einer Wohnung, deren Mietzins die Ortsüblichkeit 

übersteigt. Der betroffenen Person leuchtet es ein, dass sie sich um eine 

günstigere Wohnung bemühen muss und sie ist auch bereit, Suchbemühungen 

 
38 Häfelin/Müller/Uhlmann, S. 121.  
39 Die Auflage, eine Stelle zu suchen, hat das Ziel, dass die unterstützte Person eine bezahlte Arbeit findet und 

die Sozialhilfe beenden kann oder durch das Erzielen eines Lohns weniger Sozialhilfe beziehen muss. 
40 vgl. Wizent, Sozialhilferecht, S. 335, mit weiteren Hinweisen.  
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nachzuweisen. Hinderungsgründe gibt es keine. Obwohl die betroffene Person 

grundsätzlich zur Mitwirkung bereit ist, genügt ein rein informelles Vorgehen nicht, 

wenn auf den nächstmöglichen Kündigungstermin nur noch der ortsübliche 

Mietzins berücksichtigt werden soll. Erst eine klar formulierte Auflage ermöglicht 

es der betroffenen Person, den Nachweis erfolgloser Suche zu erbringen, damit 

vorerst weiterhin der überhöhte Mietzins im Unterstützungsbudget berücksichtigt 

wird. Damit ist die Auflage zur Erreichung des Ziels erforderlich; ein milderes, 

gleich wirksames Mittel steht nicht zur Verfügung.  

c) Die Auflage muss zumutbar sein 
Eine Auflage ist dann zumutbar, wenn der mit der Auflage angestrebte Zweck und das 

öffentliche Interesse an einer Durchsetzung höher zu gewichten sind als das Interesse der 

betroffenen Person. 

Das mittels Auflage verlangte Handeln oder Verhalten stellt für die betroffene Person eine 

Einschränkung dar und muss in einem vernünftigen Verhältnis zum angestrebten Ziel stehen.  

Beispiele: 

• Eine alleinerziehende Mutter wohnt zusammen mit ihrer elfjährigen Tochter in einer 

Wohnung, die das kommunale Mietzinsmaximum von Fr. 1'400 um Fr. 190 

übersteigt. Die Mutter arbeitet 80% im Gastgewerbe, einer Tätigkeit mit Abend- und 

Wochenendarbeiten. Die Tochter wird von einer benachbarten Familie während 

ihrer Abwesenheiten unentgeltlich betreut. Die Tochter ist im Quartier gut 

verwurzelt. Ein Umzug würde höchstwahrscheinlich zu zusätzlichen, die 

Wohnkosteneinsparungen übersteigenden Betreuungskosten für die Tochter 

führen. In diesem Fall überwiegt das Interesse der betroffenen Person und ihrer 

Tochter, weiterhin in der bisherigen Wohnung leben zu dürfen, das Interesse des 

Sozialhilfeorgans, keine zu hohen Wohnkosten finanzieren zu müssen, die das 

kommunale Mietzinsmaximum übersteigen. Die Auflage, eine günstigere Wohnung 

zu suchen, wäre unzumutbar und damit unzulässig.  

 

• Vorstehendes Beispiel könnte anders beurteilt werden, wenn z.B. die Differenz 

zwischen aktueller Miete und anwendbarem Mietzinsmaximum deutlich höher ist 

als Fr. 190 oder die Tochter aufgrund ihres Alters so weit selbständig ist, dass für sie 

keine Betreuung mehr notwendig ist und daher keine Zusatzkosten dafür entstehen. 

Dann kann sich eine Auflage zur Wohnungssuche als zumutbar und angemessen 

erweisen. 
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4.1.2.3. Rechtsgleichheit und Willkürverbot 

Nach dem Rechtsgleichheitsgebot sind alle Menschen vor dem Gesetz 

gleich.41  

 

Willkür liegt vor, wenn ein Entscheid zur tatsächlichen Situation im 

Widerspruch steht, eine Bestimmung krass verletzt oder wenn er in 

stossender Weise dem Gerechtigkeitsgedanken zuwiderläuft. Das 

willkürliche Handeln ist verboten. 

 

Das Rechtsgleichheitsgebot und das Willkürverbot sind Rechte, die in der Verfassung 

verankert sind. 42 Der Anspruch auf Rechtsgleichheit gilt für alle Menschen. Rechte und 

Pflichten der Betroffenen müssen nach einem gleichen Massstab festgesetzt werden. 43 

Auflagen müssen dem Gebot der Rechtsgleichheit Rechnung tragen. Danach sind gleiche 

Situationen nach Massgabe ihrer Gleichheit gleich zu beurteilen, während ungleiche 

Situationen nach Massgabe ihrer Ungleichheit ungleich zu behandeln sind.  

Beispiel: Die Situation einer alleinerziehenden Person ist nicht gleich zu handhaben wie die 

Situation einer alleinstehenden Person, die keine anderweitige Verantwortung hat.  

Ein Sozialhilfeorgan verletzt das Recht, wenn sie Unterscheidungen trifft, für die kein 

vernünftiger Grund ersichtlich ist. Ebenso wird das Recht verletzt, wenn eine 

Unterscheidung unterlassen wird, die sich aufgrund der Verhältnisse aufdrängen würden.44  

Die Auflage darf sodann nicht willkürlich erfolgen, sich also nicht auf sachfremde Kriterien 

stützten. Willkür liegt nicht vor, wenn die sozialhilferechtlichen Bestimmungen je nach Fall 

anders ausgelegt werden, solange die Auslegung ebenfalls vertretbar oder sogar 

zutreffender erscheint. Dies ermöglicht die notwendige Flexibilität. Willkür liegt erst vor, 

wenn ein Entscheid offensichtlich unhaltbar ist.45  

4.2. Rechtliches Gehör 

Der Anspruch auf das rechtliche Gehör ist ein wichtiger Aspekt des 

Verfahrens und stellt gleichzeitig ein Mitwirkungsrecht der betroffenen 

 
41 Art. 8 Abs. 1 BV.  
42 Art. 8 Abs. 1 BV; Häfelin/Müller/Uhlmann, S. 131. 
43 Häfelin/Müller/Uhlmann, S. 132.  
44 Tschannen/Müller/Kern, S. 196. 
45 Häfelin/Müller/Uhlmann, S. 139. 
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Person dar.46 Das rechtliche Gehör umfasst insbesondere das Recht sich 

vorgängig zu äussern, das Recht auf Akteneinsicht sowie das Recht auf 

Begründung des Entscheids.47 

 

Die betroffene Person muss die Gelegenheit bekommen, sich vorgängig zu einer Auflage 

äussern zu können. Dies ist ein Teil des rechtlichen Gehörs und ermöglicht es den 

Betroffenen, ihre Sichtweise einzubringen und einen Beitrag zur Aufklärung des 

rechtserheblichen Sachverhalts zu leisten.48  Dadurch erhöht sich die Wahrscheinlichkeit 

richtiger Entscheidungen. 49  Besonders in Gebieten wie der Sozialhilfe, in denen die 

Behörden grosse Ermessensspielräume haben, ist das rechtliche Gehör wichtig.50  

Damit das rechtliche Gehör wahrgenommen werden kann, hat die betroffene Person das 

Recht, über sämtliche, für den Entscheid relevanten Grundlagen und Vorgänge informiert zu 

werden.51 Zudem muss der betroffenen Person erklärt werden, welche Folgen es hat, wenn 

sie die Auflage nicht einhält. Das rechtliche Gehör kann grundsätzlich mündlich oder 

schriftlich gewährt werden.52  

Die Betroffenen haben zudem ein Recht auf Erlass und Begründung eines Entscheids und auf 

eine Rechtsmittelbelehrung, sofern der Entscheid angefochten werden kann. Diese gibt 

Auskunft darüber, innert welcher Frist und in welcher Form sie gegen einen Entscheid 

vorgehen können, mit dem sie nicht einverstanden sind.53 Die Begründung muss sich unter 

anderem mit den Argumenten auseinandersetzten, die die betroffene Person im Rahmen 

des rechtlichen Gehörs vorgebracht hat. Aus der Begründung muss klar hervorgehen, 

weshalb – trotz ihrer allenfalls anderen Einschätzung – etwas von ihr verlangt wird und aus 

welchen Gründen dies für sie verhältnismässig ist, welche Ziele verfolgt werden, was sie tun 

muss, damit die Auflage erfüllt ist und mit welcher Folge (zum Beispiel Kürzung des 

Grundbedarfs für den Lebensunterhalt) sie zu rechnen hat, wenn sie die Auflage nicht oder 

nicht umfassend erfüllt.  

 
46 Kiener/Kälin/Wyttenbach, S. 599. 
47 Kiener/Kälin/Wyttenbach, S. 600 ff.  
48 Kiener/Kälin/Wyttenbach, S. 600. 
49 Kiener/Kälin/Wyttenbach, S. 599; Je nach Thematik und Situation kann es hilfreich sein, dass bereits bei der 

Einladung zum Gespräch vermerkt wird, dass es sich um die Gewährung des rechtlichen Gehörs handelt. Dies 

ermöglicht den Betroffenen, sich entsprechend vorzubereiten und allenfalls eine Vertrauensperson 

beizuziehen. 
50 Kiener/Kälin/Wyttenbach, S. 600. 
51 Kiener/Kälin/Wyttenbach, S. 601. 
52 Kiener/Kälin/Wyttenbach, S. 602; wobei es sinnvoll ist, mündliche Äusserungen zu dokumentieren zum 

Beweiszweck bei allfälligen Einsprache- und Beschwerdeverfahren. Bei einem schriftlichen rechtlichen Gehör 

ist der betroffenen Person eine ausreichende Frist zur Stellungnahme einzuräumen. 
53 SKOS-RL A.4.1 Abs. 2.  
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4.3. Erlass einer Auflage 

Grundsätzlich gründen die Auflagen auf der Verfügung, in welcher der Anspruch auf 

Unterstützung einer Person festgehalten wird, oder sie ergehen im Zusammenhang mit der 

Einforderung von Mitwirkungspflichten bei der Gesuchsprüfung. Auflagen sind schriftlich zu 

erlassen und der Rechtsweg hat für deren Überprüfung offen zu stehen. Wichtig ist, dass der 

Grund, der Bestand und der Umfang von Auflagen für die betroffene Person klar ersichtlich 

sind.54 

4.4. Prüfung der Erfüllung 

Die Erfüllung der Auflage muss überprüft werden.55 Im Gespräch mit der betroffenen Person 

kann neben der Überprüfung, ob die Auflage eingehalten wird, auch festgestellt werden, ob 

die Auflagen für die betroffene Person einhaltbar sind. Unter Umständen liegen Gründe vor, 

die generell oder situativ die Einhaltung der Auflage erschweren oder verhindern. Ist dies 

der Fall, ist zu beurteilen, ob die Auflage geändert, gänzlich aufgehoben oder neu 

ausgearbeitet werden muss. Des Weiteren muss geklärt werden, ob die betroffene Person 

für die Erfüllung der Auflage mit weiterer persönlicher Hilfe unterstützt werden muss.  

5. Folgen bei Nichteinhalten von Zielvereinbarungen 
oder Auflagen 

Das Ziel soll sein, Zwang und Druck so gering wie möglich zu halten. Das dient nicht nur der 

Einhaltung des Grundsatzes der Verhältnismässigkeit, sondern ist regelmässig auch 

zielführender, weil Selbstbestimmung und Motivation grundsätzlich ein wirksamerer Hebel 

sind als der Aufbau von Druck oder das Anwenden von Zwang.56 Dies erweist sich in vielen 

Fällen sogar als kontraproduktiv.57 

 
54 SKOS-RL F 1 Erläuterungen a); Ob gegen die Auflage direkt ein Rechtsmittel ergriffen werden kann oder ob 

eine Überprüfung der Auflage erst mit dem Entscheid über die Folgen der Nichterfüllung der Auflage erfolgt, 

ergibt sich aus dem kantonalen Recht und aus der Art der Auflage. 
55 Je nach Auflage macht eine regelmässigere Überprüfung Sinn, bei anderen reicht es erst am Ende der 

Auflagefrist. Genauso ist die Handhabung mit der Art der Überprüfung, bei manchen Personen macht ein 
persönliches Gespräch mehr Sinn, bei anderen Auflagen und Personen reicht eine Überprüfung mittels 
Einreichens von Nachweisen, dass der Auflage nachgekommen wird.  
56 AvenirSocial, Sanktionen in der Sozialhilfe, 19.12.2023. 
57 Verena Tobsch (et al.), Hartz Plus: Die Auswirkungen von Harz-IV-Sanktionen, eine Studie im Auftrag von 

Sanktionsfrei e.V., S. 92.: (…) Sanktionen «haben nicht nur erhebliche finanzielle – existenzielle – Auswirkungen, 

sondern können auch erhebliche soziale und gesundheitliche Auswirkungen zur Folge haben. Sie fördern die 

soziale Isolation der Betroffenen und erzeugen einen immensen Druck, können psychische Erkrankungen 

verursachen oder verstärken. Die mit dem Instrumentarium der Sanktionierung generell intendierten 

Wirkungen auf das Verhalten und die Verhaltensdisposition mit dem Ziel erwerbsfähige Empfänger:innen von 

Hartz IV zur Arbeitsaufnahme zu aktivieren, lässt sich in dem hier vorliegenden Datenmaterial nicht aufzeigen. 

Vielmehr zeigen die Befunde dieser Studie, dass die mit Hartz IV verbundenen Restriktionen die 

Interviewpartner:innen eher „lähmt“ ihre Wünsche nach gesellschaftlicher Teilhabe, nach Erwerbstätigkeit 

oder nach gesellschaftlicher Anerkennung und sozialem Wohlbefinden, zu realisieren.» 

https://avenirsocial.ch/wp-content/uploads/2018/12/Sanktion_AvenirSocial_2014.pdf
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Konnte die Auflage von der betroffenen Person nicht eingehalten werden, bestehen 

verschiedene mögliche Reaktionen auf diese Situation. Zunächst muss der betroffenen 

Person die Chance gegeben werden, ihre Ausführungen dazu zu machen, wieso die Auflage 

nicht eingehalten wurde (rechtliches Gehör)58. Die Folgen bei einer Nichteinhaltung müssen 

nicht immer einen sanktionierenden Charakter in Form einer Kürzung haben. Es gibt weitere 

alternative Möglichkeiten. Es ist daher zu prüfen, ob eine Sanktion ergriffen werden soll oder 

ob eine andere Reaktion auf den Pflichtverstoss im Einzelfall zielführender ist. In Frage 

kommt zum Beispiel das Erstellen einer neuen Auflage oder das Angebot an die betroffene 

Person, weitere Hilfe in Form von persönlicher Hilfe (Beratung etc.) in Anspruch zu nehmen.  

6. Sanktion 

Sanktionen in der Sozialhilfe haben einen repressiven Charakter. Die betroffene Person soll 

dazu angehalten werden, Pflichten zu erfüllen oder ihr Verhalten zu verändern. 59  Die 

Sanktionierung stellt für die betroffene Person einen erheblichen Eingriff in ein elementares 

soziales Recht, nämlich das soziale Existenzminimum dar.  

Die Sanktion ist ein starker Eingriff in das Leben und die Grundrechte 

(z.B. Schutz des Privat- und Familienlebens, Wirtschaftsfreiheit) der 

betroffenen Person.60 Eine Sanktion sollte nicht leichtfertig erlassen 

werden, sondern ist lediglich als letztes Mittel einzusetzen. 

 

Man erhofft sich von der Androhung der Sanktionen eine präventive Wirkung, sodass die 

Auflage erfüllt und keine Kürzung notwendig wird. Sanktionen sind das letzte Mittel und sie 

kommen erst zur Anwendung, wenn vorausgehende, weniger einschneidende Massnahmen 

keinen Erfolg bringen.61  

Ziel von Sanktionen ist, dass die Betroffenen zur eigenverantwortlichen Problemlösung 

angehalten werden. Der Bezug von Leistungen wird an Bedingungen geknüpft.62 Sanktionen 

können bei den betroffenen Personen zu Verschlechterungen der gesundheitlichen und 

sozialen Situation führen. Bei jungen Erwachsenen zeigen Untersuchungen sich an, dass sie 

 
58Siehe dazu 4.2. 
59 Wizent, Sozialhilferecht, S. 314.  
60 Wizent, Sozialhilferecht, S. 315; Leistungen der Sozialhilfe sollen der Person neben dem Lebensunterhalt 

auch eine gewisse soziale Integration ermöglichen. Mit einem reduzierten Budget wird gerade die Möglichkeit 

auf soziale Integration erschwert und die soziale Isolation verstärkt. Dies spricht gegen die Ziele der Sozialhilfe. 

Dies ist bei der Anordnung von Sanktionen stets zu beachten. 
61Siehe dazu 3, 4 und 0. 
62 Siehe auch Zobrist/Lehmann, S. 3; Bei der Untersuchung zur Wirkung von Auflagen und Sanktionen in Bezug 

auf die Arbeitsintegration gibt es Forschungsergebnisse, die zum Schluss kommen, dass Auflagen und 

Sanktionen vor allem kurzfristig wirken, mittel und längerfristig ist mit einer schlechteren Arbeitsintegration zu 

rechnen. 
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tendenziell eher zu stark sanktioniert werden und dies kontraproduktiv wirken kann. Neuere 

methodische Ansätze deuten dagegen darauf hin, dass die Betonung der Autonomie der 

Betroffenen und freiwillige Inanspruchnahme von Angeboten die Arbeitsintegration günstig 

beeinflussen.63  

6.1. Voraussetzungen 

Die Sanktionierung in der Sozialhilfe untersteht den allgemeinen verwaltungsrechtlichen 

Prinzipien: Sie muss rechtmässig64 sein, dem Grundsatz der Rechtsgleichheit genügen, dem 

Grundsatz von Treu und Glaube entsprechen und verhältnismässig sein.65 Die konkreten 

Verhältnisse im Einzelfall müssen immer geprüft werden. Ausserdem muss die betroffene 

Person Gelegenheit erhalten, sich zu äussern (rechtliches Gehör66). Die Gründe, die sie für 

die Nichterfüllung der Auflage vorbringt, müssen in die Entscheidung einbezogen werden.  

Folgende Fragen helfen beim Entscheid, ob eine Sanktion ausgesprochen wird: 

• War die Auflage nötig für die Anspruchsprüfung, oder war sie geeignet, die Situation 

der betroffenen Person persönlich oder finanziell zu verbessern? 

• War die Auflage für die betroffene Person zumutbar? 

• Weshalb hat die betroffene Person die Auflage nicht erfüllt? Gibt es 

nachvollziehbare Gründe? Konnte sie objektiv betrachtet die Auflage erfüllen? Oder 

war es ihr aufgrund ihrer psychischen oder physischen Verfassung bzw. aufgrund 

sozialer oder wirtschaftlicher Aspekte nicht möglich, der Auflage Folge zu leisten? 

Gibt es nachvollziehbare Hinderungsgründe, z.B. weil sich die Situation seit Erteilung 

der Auflage verändert hat? 

• Ist die Sanktion als letztes Mittel zu rechtfertigen oder gibt es noch eine 

Möglichkeit, eine mildere Massnahme zu ergreifen.67  

6.2. Verfahren 

6.2.1. Feststellung eines Pflichtverstosses 

Zunächst muss festgestellt werden, dass die Auflage nicht oder nicht in dem vorgesehenen 

Umfang erfüllt wurde.  

6.2.2. Rechtliches Gehör 

Der betroffenen Person muss das rechtliche Gehör gewährt werden.68 Das Gewähren des 

rechtlichen Gehörs bedeutet, dass die betroffene Person zur Auflageerfüllung und den 

 
63 Zobrist/Lehmann, S.  5 und 11, mit detaillierteren Ausführungen.  
64 Siehe dazu 4.1.2. 
65 Pascal Coullery, der Anspruch auf existenzsichernde Leistungen und seine verfassungsrechtlichen 

Grundlagen, Gutachten im Auftrag der SKOS, 2018). 
66 Siehe dazu 4.2. 
67 Siehe dazu 0. 
68 Siehe dazu 4.2. 
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Punkten, die aus Sicht der Sozialhilfeorgane nicht erfüllt wurden, ihre Ansicht äussern 

können muss. Es besteht die Möglichkeit zu erklären, warum sie z.B. aus ihrer Sicht die 

Auflage erfüllt hat oder warum die Erfüllung nicht möglich war. Die Aussagen können mit 

Beweisen belegt werden. Im Rahmen des rechtlichen Gehörs muss der betroffenen Person 

nochmals aufgezeigt werden, welche Sanktion im Raum steht. Dies ermöglicht es Ihnen zu 

den vorgesehenen Sanktionen Stellung zu beziehen. Das rechtliche Gehör umfasst unter 

anderem das Recht der Akteneinsicht.  

Das rechtliche Gehör kann mündlich durchgeführt werden, sollte aber schriftlich 

dokumentiert werden zum Beispiel in Form eines Protokolls. Wird das rechtliche Gehör 

schriftlich durchgeführt, ist eine angemessene Frist zur Stellungnahme zu gewähren.  

6.2.3. Prüfung der Stellungnahme 

Das Sozialhilfeorgan ist verpflichtet, die Vorbringen der betroffenen Person 

entgegenzunehmen und zu überprüfen. Ansonsten würde die Erteilung des rechtlichen 

Gehörs ins Leere laufen. Von der Prüfungspflicht ausgenommen sind unerhebliche 

Tatsachen und offensichtlich untaugliche Beweise.69  

6.2.4. Erlass der Sanktionsverfügung 

Der Sanktionsbeschluss ist in Form einer Verfügung zu erlassen. Darin muss die Grundlage 

für die Sanktion klar ersichtlich sein. Die Verfügung muss eine Rechtsmittelbelehrung 

enthalten. Damit hat die betroffene Person die Möglichkeit, sich gegen die Sanktion zu 

wehren, wenn sie damit nicht einverstanden ist.70 

6.3. Kürzung 

Sofern eine Verletzung der Auflage vorliegt und die Prüfung ergeben hat, dass eine Sanktion 

ausgesprochen wird, ist eine verhältnismässige Leistungskürzung zu prüfen.71 Als Sanktion 

können der Grundbedarf, die Zulagen für Leistungen (EFB und IZU) oder die fördernde SIL 

gekürzt werden. 72  Die berechtigten Interessen anderer Personen, welche mit der zu 

sanktionierende Person in einer Unterstützungseinheit leben, müssen berücksichtigt 

werden.73 

6.3.1. Umfang 

Sind die Voraussetzungen für eine Kürzung grundsätzlich gegeben, stellt sich die Frage nach 

dem Umfang der Kürzung innerhalb des erlaubten Rahmens.74  

 
69 Kiener/Kälin/Wyttenbach, S. 604. 
70 Art. 34 f VwVG; Häfelin/Müller/Uhlmann, S. 198. 
71 SKOS-RL F.2 Abs. 1.  
72 SKOS-RL F. 2 Abs. 2 lit. a-c. 
73 SKOS-RL F.2 Erläuterungen b. 
74 SKOS-RL F.2. 
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Der Grundbedarf kann 5 bis 30% gekürzt werden. Fallen eine Kürzung 

und eine Rückerstattung zusammen, darf der maximale kumulierte 

Umfang von 30% des GBL nicht überschritten werden.75  

 

Die Leistungskürzung muss sowohl in Bezug auf die Höhe als auch auf die Dauer 

verhältnismässig sein: 

• Wie schwer wiegt das Verschulden der betroffenen Person? 

• Sind Kinder von der Kürzung betroffen? 

Besondere Rücksicht ist zu nehmen, wenn im gleichen Haushalt Kinder leben oder wenn zur 

Unterstützungseinheit Kinder gehören. Indirekt sind diese immer auch von einer Kürzung 

betroffen. Grundsätzlich soll nur die Person, die eine Auflage nicht erfüllt hat, bestraft 

werden. Mit Blick auf die grundrechtlichen Garantien von Kindern und Jugendlichen auf 

besonderen Schutz ihrer Unversehrtheit und auf Förderung ihrer Entwicklung, soll ihr Bedarf 

von der Kürzung ausgenommen werden.76  

6.3.2. Dauer 

Die Kürzung stellte eine einschneidende Massnahme in die meist sowieso schon sehr 

knappen finanziellen Mittel dar. Daher sind die Kürzungen in ihrer Dauer zu befristen.  

Die Kürzung ist unter Berücksichtigung des Ausmasses des Fehlverhaltens zeitlich auf 

maximal 12 Monate zur befristen. Eine Kürzung von 20%77 und mehr ist auf maximal 6 

Monate zu befristen. Nach Ablauf der Fristen können Kürzungen überprüft und allenfalls 

verlängert werden.78  

6.3.3. Aufhebung 

Wird die Auflage im Nachgang doch noch erfüllt, sind die darauf bezogenen Kürzungen in 

der Regel aufzuheben.  

6.4. Sanktionierung ohne vorgängige Auflage 

Eine Sanktionierung ohne vorgängige Auflage ist nur dann zulässig, wenn dies ausdrücklich 

in einer gesetzlichen Grundlage vorgesehen ist. Was für die Nichterfüllung der Auflage gilt, 

gilt auch für den Verstoss gegen sozialhilferechtliche Pflichten. Auch in diesen Fällen 

untersteht die Sanktionierung den allgemeinen verwaltungsrechtlichen Prinzipien, erfordert 

eine Prüfung der konkreten Verhältnisse und die Gewährung des rechtlichen Gehörs. 

 
75 SKOS-RL F.2, Abs. 6.  
76 SKOS-RL F.2. Erläuterung b). 
77 In Bezug auf die Höhe und Dauer der Kürzung können abweichende kantonale Bestimmungen bestehen.  
78 SKOS-RL F.2 Abs. 3.  
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7. Abgrenzung zur Sanktionierung und weitere 
Arbeitsinstrumente 

7.1. Einstellung / Teileinstellung 

Eine Einstellung bzw. Teileinstellung von Leistungen ist nur zulässig, wenn die 

Anspruchsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt sind oder nicht mehr nachgewiesen werden 

können und kann nicht als Sanktion verfügt werden.79  

7.2. Nichtübernahme von Kosten 

Es gibt Leistungen, die nach Ermessen der Sozialhilfeorgane ausgerichtet werden, auf die 

aber kein Anspruch besteht. Das Sozialhilfeorgan kann somit entscheiden, gewisse 

Leistungen nicht oder nur (vorerst) befristet zu übernehmen.  

Beispiel: Beispiele sind die überhöhte Miete oder eine zu hohe Krankenkassenprämie. Die 

Auflage enthält die Aufforderung, eine günstigere Wohnung zu suchen oder in ein 

günstigeres Modell der obligatorischen Krankenversicherung zu wechseln, mit der 

Androhung, bei Nichterfüllen der Auflage nur noch den ortsüblichen Mietzins bzw. die 

günstigere Krankenversicherungsprämie auf der Aufwandseite im Unterstützungsbudget zu 

berücksichtigen. Die Konsequenz der Nichterfüllung der Auflage ist in diesen Fällen nicht 

eine Sanktion, sondern die überhöhten Kosten werden nach Ablauf einer festgelegten Frist 

nicht mehr übernommen. 

7.3. Nichteintreten 

Auf ein Gesuch um Unterstützung wird nicht eingetreten, wenn die Bedürftigkeit80 nicht 

ausreichend nachgewiesen ist. 81  Kann das Sozialhilfeorgan die Bedürftigkeit mangels 

genügender Unterlagen und Angaben nicht prüfen, ist ein Nichteintretensentscheid zu 

fällen, das heisst das Gesuch um Sozialhilfe wird in der Sache gar nicht behandelt.82  

7.4. Ablehnung 

Im Rahmen der Abklärungen kann sich ergeben, dass die Voraussetzungen für einen 

Leistungsbezug nicht gegeben sind, z.B. wenn noch genügend eigene Mittel zur Verfügung 

stehen. In einem solchen Fall liegen ausreichend Unterlagen vor, um die Bedürftigkeit zu 

beurteilen, eine solche besteht aber nicht. Das Gesuch wird daher aufgrund fehlender 

Bedürftigkeit abgewiesen.83   

 
79 SKOS-RL F.3 Abs. 4.  
80 Informationen zum Nichteintreten, wenn die Zuständigkeit nicht nachgewiesen werden kann, finden sich im 

Merkblatt der SKOS «Örtliche Zuständigkeit in der Sozialhilfe». 
81 SKOS-RL F. 3 Abs. 1.  
82 Zum einzuhaltenden Verfahren vgl. SKOS-RL F.3. Erläuterung a. 
83 SKOS-RL F.3. 

https://skos.ch/fileadmin/user_upload/skos_main/public/pdf/Publikationen/Praxis_Anwendung/Merkblaetter/2024_11_SKOS_Merkblatt_oertliche_Zustaendigkeit_in_der_Sozialhilfe.pdf
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7.5. Rückerstattung 

Die Rückerstattung ist sozialhilferechtlich betrachtet keine Sanktion. In der Regel müssen 

Unterstützungsleistungen rückerstattet werden, wenn die (ehemals) unterstützte Person 

rückwirkend Leistungen von Dritten (Sozialversicherungen, Zusatzleistungen usw.) für den 

Unterstützungszeitraum erhält oder anderweitig in günstige finanzielle Verhältnisse 

gelangt. 84  Unrechtmässig bezogene Leistungen sind in jedem Fall zurückzuerstatten. 85 

Leistungen müssen ebenfalls rückerstattet werden, wenn sie nicht entsprechend ihrer 

Zweckbestimmung verwendet und daher doppelt geleistet werden.86  

8. Rechtsmittelverfahren 

Ein behördlicher Entscheid kann durch Ergreifen eines Rechtsmittels angefochten werden. 

Damit erklärt die betroffene Person, dass sie mit dem Entscheid nicht einverstanden ist und 

begründet, weshalb. Die dafür vorgesehenen Fristen und Formen ergeben sich aus dem 

kantonalen Verfahrensrecht und müssen zwingend eingehalten werden. Durch das Ergreifen 

des Rechtsmittels beginnt das Rechtsmittelverfahren. Der behördliche Entscheid wird durch 

die nächste Instanz überprüft und wird während des Verfahrens nicht rechtskräftig. 

Grundsätzlich kommt einem Rechtsmittel die aufschiebende Wirkung zu. Diese bewirkt, dass 

während der Dauer der Überprüfung keine Rechtsfolgen eintreten, also noch keine 

Sanktionen, Einstellungen, Ablehnungen etc. umgesetzt werden können. Die aufschiebende 

Wirkung schützt die Betroffenen vor sofortigen negativen Konsequenzen, bis die 

Rechtsmittelinstanz entschieden hat. Sanktionen, Einstellungen, Ablehnung von Leistungen 

etc. dürfen damit erst umgesetzt werden, wenn der Entscheid rechtskräftig geworden ist.  

Nur ausnahmsweise und aus wichtigen Gründen kann einem allfälligen Rechtsmittel die 

aufschiebende Wirkung entzogen werden. Das bedeutet, dass der Entscheid, obwohl er noch 

nicht rechtskräftig ist, umgesetzt werden kann und Wirkung entfaltet. Bei Sanktionen ist ein 

Entzug der aufschiebenden Wirkung in aller Regel nicht zulässig. Ein Anwendungsfall, bei 

dem sich der Entzug der aufschiebenden Wirkung als verhältnismässig erweisen kann, ist 

jener, wenn die Mittellosigkeit offensichtlich und nachgewiesenermassen nicht mehr 

gegeben ist und die Leistungen eingestellt werden müssen. Ein blosser Verdacht oder 

Zweifel an der Bedürftigkeit reichen aber nicht aus, um den Entzug der aufschiebenden 

Wirkung zu rechtfertigen. Gegen den Entzug der aufschiebenden Wirkung kann sich die 

betroffene Person bei der Rechtsmittelinstanz wehren. Die Rechtsmittelinstanz kann den 

Entzug bestätigen oder die aufschiebende Wirkung wiederherstellen. Gegen einen solchen 

Entscheid können ebenfalls Rechtsmittel ergriffen werden.  

Das Rechtsmittelverfahren wird durch den Entscheid der Rechtsmittelinstanz beendet. Aus 

dem kantonalen Recht ergibt sich, ob weitere Rechtsmittel zur Verfügung stehen. Ist der 

 
84 SKOS-RL E.2.1 Abs. 1. 
85 SKOS-RL E. 1, Abs. 1; siehe auch 9.3.  
86 SKOS-RL E.1 Abs. 2. 
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behördliche Entscheid rechtskräftig, kann er entsprechend dem Verfahrensausgang 

umgesetzt werden. 

9. Unrechtmässig bezogene Leistungen 

Es kann vorkommen, dass Personen Leistungen der Sozialhilfe zu Unrecht beziehen. Das 

bedeutet, dass sie Leistungen erhalten, auf die sie keinen Anspruch haben. Erhält jemand 

infolge seines Zutuns oder seiner Untätigkeit zu Unrecht Leistungen der Sozialhilfe oder 

werden Leistungen zweckentfremdet, sodass die Sozialhilfe nochmals bezahlen muss (z.B. 

Doppelzahlung einer Miete), so kann dies sozialhilfe- und strafrechtliche Folgen haben.  

9.1. Sozialhilferechtliche Einordnung 

Ein unrechtmässiger Bezug liegt vor, wenn Unterstützungsleistungen unter unwahren oder 

unvollständigen Angaben erwirkt, oder wenn unterstützungsrelevante Informationen und 

Änderungen nicht oder nicht rechtzeitig gemeldet wurden.  

Beispiele: 

• Die betroffene Person verschweigt dem Sozialhilfeorgan ihre verfügbaren 

finanziellen Mittel, womit eigentlich ihre Bedürftigkeit vermindert oder gar nicht 

ausgewiesen wäre.   

• Die betroffene Person geht einer Arbeit nach und gibt die Lohneinnahme beim 

Sozialhilfeorgan nicht an. Es werden daher höhere Leistungen ausgerichtet als 

tatsächlich Anspruch darauf besteht.  

• Die betroffene Person verschweigt, dass sie mit einer anderen Person im gleichen 

Haushalt zusammenlebt und erwirkt damit, dass ein zu hoher Anteil der Mietkosten 

ausgerichtet wird.  

Unrechtmässig bezogene Leistungen müssen rückerstattet werden.87 Die Forderung kann im 

laufenden Sozialhilfebezug ratenweise mit der auszurichtenden Sozialhilfe verrechnet 

werden.88 Die ratenweise Verrechnung inklusive einer allfälligen Sanktion darf die maximal 

zulässige Limite für die Kürzung des Grundbedarfs für den Lebensunterhalt von 30% nicht 

überschreiten.89  

  

 
87 SKOS-RL E.1. 
88 SKOS-RL E.4 Abs. 1. 
89 SKOS-RL E.4 Abs. 2. 
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9.2. Strafrechtliche Einordnung 

9.2.1. Betrug (Art. 146 StGB) 

Der Betrug ist das schwerwiegendere Delikt im Gegensatz zum Tatbestand des 

unrechtmässigen Bezugs von Sozialhilfeleistungen (vgl. nachfolgend). Im Vordergrund steht 

dabei, dass eine Person sich unrechtmässig bereichern möchte. Die Täterschaft handelt 

zusätzlich mit Arglist, als besonderes Merkmal des Betrugs; das bedeutet, dass die Person 

ein ganzes Lügengebilde errichtet, um beim Sozialhilfeorgan einen Irrtum hervorzurufen. Sie 

bedient sich besonderer Machenschaften oder Kniffe, damit Leistungen ausgerichtet 

werden, auf die sie keinen Anspruch hat. Zudem muss sie eine Bereicherungsabsicht haben, 

sich oder einer dritten Person durch ihre Handlungen einen unrechtmässigen 

Vermögensvorteil verschaffen zu wollen. 

9.2.2. Unrechtmässiger Bezug von Leistungen einer Sozialversicherung oder der 
Sozialhilfe (Art. 148a StGB) 

Ein unrechtmässiger Leistungsbezug der Sozialhilfe liegt gemäss Strafgesetzbuch vor, wenn 

jemand durch unwahre oder unvollständige Angaben, durch Verschweigen von Tatsachen 

oder in anderer Weise irreführt oder in einem Irrtum bestärkt, sodass er oder ein anderer 

Leistungen der Sozialhilfe bezieht, die ihm oder dem andern nicht zustehen. Das bedeutet, 

dass jemand z.B. bewusst seiner Mitwirkungspflicht nicht nachkommt und aus diesem Grund 

zu Unrecht Leistungen der Sozialhilfe bezieht. Ein leichter Fall liegt vor, wenn die 

Deliktsumme gering ist.90 

9.2.3. Bezug zur Sozialhilfe 

Die Sozialhilfeorgane müssen nicht unterscheiden, ob es sich beim unrechtmässigen Bezug 

um den Straftatbestand des Betrugs oder jenen des unrechtmässigen Leistungsbezugs 

handelt. Die Strafbehörde untersucht den Sachverhalt von Amtes wegen und prüft, welcher 

Tatbestand im konkreten Fall erfüllt ist. Dennoch hat die Unterscheidung einen gewissen 

Einfluss auf das Vorgehen der Sozialhilfeorgane. Je nachdem um welches Delikt es sich 

handelt und je nach kantonaler Regelung, kann eine Anzeigepflicht bestehen.  

Der Unterschied zum Betrug liegt in der Arglist, die beim unrechtmässigen Leistungsbezug 

nach Strafgesetzbuch nicht gegeben sein muss. Das bedeutet in der Regel, dass ein 

unrechtmässiger Bezug nach Art. 148a StGB leichter aufgedeckt werden kann als ein Betrug, 

weil der Täter oder die Täterin beim Betrug viel planvoller vorgeht und Mechanismen 

verwendet, die eine Aufdeckung erschweren. Art. 148a StGB wurde geschaffen, damit, sollte 

 
90 BGE 149 IV 273: Bei einer Deliktsumme unter Fr. 3000 wird immer von einem leichten Fall ausgegangen. Bei 

einer Deliktsumme von Fr. 3000 – 35999.99 erfolgt eine Einzelfallbeurteilung nach dem Ausmass des 

Verschuldens; ab fr. 36000 liegt grundsätzlich kein leichter Fall mehr vor, ausser es liegen im Sinne einer 

Ausnahme ausserordentliche, besonders gewichtige Umstände vor, die eine massive Verminderung des 

Verschuldens bewirken (E. 1.5). 
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der Tatbestand des Betrugs nicht erfüllt sein, die bestehende Vermögensschädigung nicht 

straflos bleibt.91  

Ein unrechtmässiger Leistungsbezug nach Strafgesetzbuch kann angenommen werden, 

wenn die Irreführung leicht aufgedeckt werden kann oder wenn die gemachten oder 

verschwiegenen Angaben ohne grossen Aufwand überprüft werden können. Beim Betrug ist 

die Irreführung weit schwieriger aufzudecken. Dies kann z.B. der Fall sein, wenn die 

betroffene Person bewusst lügt und eine Überprüfung ohne Mitwirkung der Betroffenen 

schwierig ist. Die Irreführung ist arglistig und damit so, dass selbst ein kritisches Opfer 

getäuscht werden kann.92  

9.2.4. Strafrechtliche Folgen 

Sofern von einem Betrug ausgegangen wird, kann dies eine Freiheitsstrafe von bis zu fünf 

Jahren oder Geldstrafe nach sich ziehen.93 Beim Tatbestand des unrechtmässigen Bezugs 

von Leistungen der Sozialhilfe droht eine Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder eine 

Geldstrafe. 94  Im leichten Fall droht eine Busse. 95  Erfolgt eine Verurteilung, prüft die 

Strafbehörde bei Tätern oder Täterinnen ohne Schweizer Bürgerreicht, ob ein 

obligatorischer Landesverweis auszusprechen ist.96 Dies gilt nicht für den leichten Fall des 

unrechtmässigen Bezugs.97  

9.3. Vorgehen der Sozialhilfeorgane 

Ergeben die Abklärungen der Sozialhilfeorgane, dass möglicherweise ein strafrechtliches 

Verhalten vorliegt, ist eine Anzeige zu prüfen. Da der unrechtmässige Bezug in der Sozialhilfe 

zu einer Rückerstattungspflicht führt, sollten alle Hinweise, die erhältlich gemacht werden 

können und dürfen, zum Beweis zusammengetragen werden.  

Geht das Sozialhilfeorgan von vorneherein davon aus, dass das Delikt schwer wiegt, also 

eher kein leichter Fall des unrechtmässigen Bezugs oder sogar ein Betrug vorliegt, ist eine 

Grundabklärung vorzunehmen. Nach der Abklärung kann unter Berücksichtigung kantonaler 

Schweigepflichten eine Strafanzeige gemacht werden. Liegt eine Schweigepflicht vor, muss 

geprüft werden, ob eine Entbindung vom Amtsgeheimnis notwendig ist. Je nach Delikt 

besteht in einem Teil der Kantone sogar eine Anzeigepflicht.98 

Ergibt die Sachverhaltsabklärung, dass die betroffene Person zwar zu viel Leistungen 

bezogen hat, aber kein Betrug und kein strafrechtlich relevanter unrechtmässiger Bezug 

vorliegt, sollte keine Strafanzeige eingereicht werden.  

 
91 Schneider, S. 210. 
92 Schneider, S. 205. 
93 Art. 146 Abs. 1 StGB. 
94 Art. 148a Abs. 1 StGB.  
95 Art. 148a Abs. 2 StGB.  
96 Art. 66a Abs. 1 lit. e StGB.  
97 Art. 148a Abs. 2 StGB; Art. 66a Abs. e StGB. 
98 Schneider, S. 232.  


